
Muster 8: 
Antrag auf Erteilung einer Telefongenehmigung

Amtsgericht
66104 Saarbrücken

– … Gs …/01 –

In dem Ermittlungsverfahren

betr. …

wegen des Verdachts des Verstoßes gegen das BtMG

beantrage ich als Verteidiger,

dem Beschuldigten Telefongespräche mit seiner Ehefrau (Telefonnummer: 00 …) – in seiner Heimatsprache – zu genehmigen.

Gründe:
1.
Der Beschuldigte, der der deutschen Sprache nicht mächtig ist, ist zwischenzeitlich mehr als 6 Monate inhaftiert. Aufgrund der vorhandenen Sprachschwierigkeiten verfügt er kaum über anstaltsinterne Kontakte. Da seine Familie – insbesondere die Ehefrau – in der Türkei lebt, hat der Beschuldigte während der gesamten Haftzeit keinen Besuch empfangen, so dass die verschärfte Haftsituation die Genehmigung persönlicher Telefongespräche erfordert.


Zwar kommt die richterliche Genehmigung von Telefongesprächen nur ausnahmsweise in Betracht. Nach allgemeiner Ansicht ist jedoch ein solcher Ausnahmefall gegeben, wenn die Haftbedingungen aufgrund längerer Untersuchungshaft besonders einschneidend sind. Zutreffend führt das OLG Frankfurt (StV 1992, 281) insoweit aus:


„Die richterliche Genehmigung eines Telefongesprächs eines Untersuchungsgefangenen mit einer Person außerhalb der JVA, insbesondere mit nahen Angehörigen im Ausland, darf bei Vorliegen eines besonderen berechtigten Interesses nicht auf seltene oder dringende Ausnahmefälle beschränkt werden. Ein solches berechtigtes Interesse ist zu bejahen, wenn der Gefangene in Deutschland über keinerlei soziale Bindungen verfügt, die Sprachschwierigkeiten die Haftbedingungen verschärfen und sich der Gefangene bereits seit 5 Monaten in Haft befunden hat. Bloße Briefkontakte können jedenfalls nach längerer Haft ein persönliches Gespräch mit einem nahestehenden Angehörigen nicht ersetzen.“


Nach alledem ist antragsgemäß zu entscheiden.

2.
Sofern zur Gesprächsüberwachung die Hinzuziehung eines Dolmetschers erforderlich werden sollte, wird vorsorglich darauf hingewiesen, dass die insoweit entstehenden Kosten der Staatskasse zur Last fallen und die Genehmigung daher auch nicht von der vorherigen Zahlung eines Kostenvorschusses abhängig gemacht werden darf (vgl. BVerfG NJW 2004, 1095/1096; OLG Stuttgart StV 1990, 79; OLG Frankfurt a.a.O.).
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